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Bonn, 27.06.2016

RefL: MR Christoph Albus ( )
Ref: ORR  ( )

Schreiben;

Herrn Minister Dobrindt 

über

Herrn Staatssekretär Odenwald 

Frau Abteilungsleiterin LA 

Herrn Unterabteilungsleiter

A rtikel Süddeutsche Zeitung vom 27.06.2016: „K am pfansage“

Zum o. a. Artikel aus der Süddeutschen Zeitung wird wie folgt Stellung genommen;

Die europäischen Vorschriften enthalten folgende Formen einer nachträglichen Untersuchung 

von Fahrzeugen:

a) CoP: Dieses Verfahren ist in der Richtlinie 2007/46/EG geregelt. Hier werden Neufahrzeuge 

vom Band entnommen und im Hinblick auf die Erfüllung der Typgenehmigungsvorschriften 

geprüft. Die Prüfung erfolgt durch die Hersteller selbst. Die Ergebnisse werden der Typgeneh­

migungsbehörde übermittelt. Diese Überprüfung betrifft u.a. die Schadstoffemissionen und den 

C02-Ausstoß. In Verdachtsfällen überprüft das KBA die Übereinstimmung mit dem genehmig­

ten Typ, indem es ebenfalls Neufahrzeuge entnimmt und bewertet. Von diesem Verfahren soll 

z.B. jetzt bei den auffälligen C02-W erten Gebrauch gemacht werden.

b) In-Service-Conformity (Prüfung der Übereinstimmung in Betrieb befindlicher Fahrzeuge); 

Dieses Verfahren ist u.a. in der VO (EG) 715/2007 und in Artikel 9 sowie Anhang II der dazu­

gehörigen Durchführungsverordnung (EG) 692/2008 geregelt Hier werden gebrauchte Fahrzeu­

ge durch den Hersteller auf die Übereinstimmung mit der Typgenehmigung hinsichtlich der 

Schadstoffemissionen (nicht im Hinblick auf C 02) geprüft. Die Überprüfung dieser Maßnahme 

der Hersteller erfolgt durch die Typgenehmigungsbehörde, in Deutschland also durch das KBA.
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c) Felduntersuchungen: Anhang II der Verordnung (EO) Nr. 692/2008 enthält allgemeine Best­

immungen darüber, dass „Überwachungsprüfungen“ der Genehmigungsbehörde und der Mit­

gliedstaaten bei der In-Service-Conformity-Prüfung der Genehmigungsbehörde berücksichtigt 

werden können. Es ist nicht geregelt, wie diese Überwachungsprüfungen der Mitgliedsstaaten 

durchgeführt werden sollen und wer dazu berechtigt ist. Auch Rechtsfolgen sind mit Ausnahme 

des Gebotes zur Berücksichtigung nicht vorgesehen.

Für ein Messprogramm des UBA als Konkurrenz zu den Messungen des KBA besteht mithin 

keine Rechtsgrundlage im Sinne der Typgenehmigungsvorschriften.

Nach telefonischer Auskunft der Fachebene des UBA ist ein solches Konkurrenzprogramm auch 

gar nicht vorgesehen. Vielmehr handelt es sich bei dem im o.g. Bericht der Süddeutschen Zei­

tung genannten UBA-„Messprogramm“ um ein zusätzliches Forschungsprogramm auf der Basis 

der Luftqualitätsrichtlinie der EU (2008/50/EG) -  für diese ist das BMUB originär zuständig - ,  

welches zukünftig die notwendige Qualität der Berichterstattung der Bundesregierung zu den 

Schadstoff- und Klimagasemissionen zusätzlich absichem helfen soll. Dazu werden auch not­

wendige Emissionsmessungen an Verbrennungsmotoren in Auftrag gegeben.

2. Abdruck an LA 2 

3. ZdA

LA 27

Vorgang wurde von LA 23 mitgezeichnet

'  
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